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Der Präsident des Bundesrates 

Bonn, den 2. Juli 1982 

An den 
Herrn Bundeskanzler 

Betr.: Gesetz zur Neubewertung unbebauter baureifer Grund-
stücke (Teilhauptfeststellungsgesetz 1983 — TeilhauptG 
1983) 

- Drucksachen 9/1648, 9/1673 - 

Der Bundesrat hat in seiner 513. Sitzung am 2. Juli 1982 be-
schlossen, dem vom Deutschen Bundestag am 27. Mai 1982 ver-
abschiedeten Gesetz gemäß Artikel 84 Abs. 1, 105 Abs. 3 und 
108 Abs. 5 des Grundgesetzes nicht zuzustimmen. 

Begründung 

Der Bundesrat hat sich bereits in seiner Stellungnahme zum 
Beschäftigungsförderungsgesetz gegen die vorgesehene Neu-
bewertung baureifer Grundstücke ausgesprochen (vgl. Druck-
sache 90/82 — Beschluß). Er hält an seiner ablehnenden Auf-
fassung fest. 

Die vorgesehene Neuregelung führt, wie bereits in der o. g. 
Stellungnahme dargelegt, zu neuen Ungerechtigkeiten im Ver-
gleich zu bebauten Grundstücken. Die bereits bestehenden ver-
fassungsrechtlichen Bedenken werden verstärkt. Der beab-
sichtigte Zweck, Bauland in vermehrtem Maße zur Verfügung 
zu stellen, wird dabei nicht erreicht. 

Der Bundesrat weist im übrigen auf die gesetzliche Zusage hin, 
bei einer Erhöhung der Einheitswerte gleichzeitig über neue 
Steuersätze und Freibeträge zu entscheiden (Artikel 10 § 3 des 
Gesetzes zur Reform des Erbschaftsteuer- und Schenkung-
steuerrechts vom 17. April 1974 [BGBl. I S. 933] und Artikel 10 
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§ 3 des Vermögensteuerreformgesetzes vom 17. April 1974 
[BGBl. I S. 949]). Diese Zusage ist nicht eingehalten. 

Der Bundesrat kann schließlich auch deswegen nicht zustim-
men, weil in der vorgeschlagenen Neubewertung unbebauter 
Grundstücke eine verfehlte Weichenstellung für die Höhe und 
das Verfahren bei bebauten Grundstücken gesehen werden 
muß. 

Koschnick 

Bonn, den 2. Juli 1982 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehender Abdruck wird auf Ihr Schreiben vom 8. Juni 1982 
mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Koschnick 


